Richtlinien
gemaR § 9 des Tiroler Landwirtschaftsgesetzes, LGBI. Nr. 3/1975,

zur Gewahrung eines Zuschusses zu den Kontrollkosten fiir die Biobetriebe

§ 1 Forderungsziel

Das Land Tirol gewahrt einen Beitrag zu den Kosten fiir die Kontrollen bei Biobetrieben in der landwirt-
schaftlichen Urproduktion.

Ziele dieser Forderung sind insbesondere

fir die landwirtschaftlichen Betriebe einen Anreiz zur biologischen Bewirtschaftung zu leisten.

Eine Kostenentlastung bei den Aufwendungen fiir die Kontrollkosten zu bewirken

die Absicherung der kontrollierten biologischen landwirtschaftlichen Produktion in Tirol.
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(2)

(3)

(2)

(3)

(5)

§ 2 Gegenstand der Forderung

Das Land Tirol gewahrt einen Zuschuss zu den Kosten fiir die Kontrolle der landwirtschaftlichen Bio-
betriebe.

Kosten, die nicht in direktem Zusammenhang mit den Kontrollgeblhren stehen sind nicht forderbar
(Kosten aufgrund von UnregelmaRigkeiten und Sanktionen, Anzeigen, Verdachtsfélle, Mahnkosten
etc.).

Diese Forderung erfolgt im Rahmen der Verordnung (EU) 2022/2472 DER KOMMISSION vom 21. De-
zember 2022 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen im Agrar- und
Forstsektor und in landlichen Gebieten mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108
des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (Agrar-Gruppenfreistellung der Europai-
schen Kommission 2023-2029).

§ 3 Forderungswerbende

Forderungswerbende sind akkreditierte Kontrollstellen, bei denen Landwirte/innen, die einen land-
wirtschaftlichen Betrieb im Rahmen der Vorgaben fiir den biologischen Landbau in Tirol bewirtschaf-
ten einen Kontrollvertrag haben. Die Endbeglinstigten sind in der landwirtschaftlichen Primarerzeu-
gung tatige KMU im Sinne der Definition in Anhang | Artikel 2 der Verordnung (EU) 2022/2472.

Gewerbliche Betriebe, die nicht in der landwirtschaftlichen Urproduktion tatig sind, sind von Forde-
rungen nach dieser Richtlinie generell ausgeschlossen.

Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne des Artikels 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2022/2472
werden von der Beihilfe ausgeschlossen.

Unternehmen, die einer Riickforderungsanordnung entsprechend Artikel 1 Absatz 4 a derselben Ver-
ordnung aufgrund eines frilheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der Unzuldssigkeit
einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen sind, werden
keine Einzelbeihilfen gewahrt.

Gebietskorperschaften (Bund, Lander, Gemeinden) und deren Einrichtungen kommen als Forde-
rungswerber nicht in Betracht.
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§ 4 Forderungsvoraussetzungen

Es muss ein landwirtschaftlicher Betrieb im Rahmen der Vorgaben fiir den biologischen Landbau in
Tirol bewirtschaftet werden und ein Kontrollvertrag mit einer akkreditierten Kontrollstelle bestehen,
der den Bestimmungen des Artikels 20 der Verordnung (EU) 2022/2472 entspricht.

Die einschldgigen Bestimmungen der Verordnung (EU2022/2472 (Amtsblatt der Européischen Union,
ABI. L 327 vom 21.12.2022, S. 1) sowie die Beschreibung der BeihilfenmaBnahme werden auf der
Beihilfen-Website des Landes Tirol veroffentlicht.

Die Beihilfen werden fiir Qualitatsregelungen der Verordnung (EU) 2018/848 des Européischen Par-
lamentes und des Rates sowie mit dieser Verordnung in Zusammenhang stehende staatliche oder
privatrechtliche Regelungen gewahrt und werden der fiir die KontrollmaRnahmen zustandigen Stelle
gezahlt.

Die jeweilige Kontrollstelle hat in der Rechnungslegung den Zuschuss des Landes Tirol auszuweisen
und in Abzug zu bringen.

Von der Kontrollstelle sind die Gesamtkosten fiir samtliche Zuschiisse beim Land Tirol zu beantra-
gen.

Die Beihilfenregelung beginnt mit 1. Juli 2023 und endet mit 31. Dezember 2029.

Die Beihilfenregelung ist nach in Krafttreten anwendbar und innerhalb von 20 Tagen bei der Euro-
pdischen Kommission anzumelden.

§ 5 Art und Hohe der Forderung

Nach Mal3gabe der Verfiigbarkeit von Landesmitteln erfolgt die Forderung durch Gewahrung eines
Zuschusses zu den Kontrollkosten fiir biologisch wirtschaftende Landwirtschaftsbetriebe.

Der Zuschuss kann maximal 55 % der von den Férderungswerbenden zu leistenden Nettokosten fir
die Kontrolle betragen.

Ein Zuschuss fir die Kosten der Abwicklung der Beihilfe an die Kontrollstellen erfolgt gesondert.

Bei der Priifung der Anmeldeschwellen und der Einhaltung der Beihilfehdchstintensitaten und Bei-
hilfehochstbetrdage sind die insgesamt gewahrten staatlichen Beihilfen fir die geforderte Mal3-
nahme zu bericksichtigen (Kumulierung).

§ 6 Forderungsabwicklungsstelle

Mit der Abwicklung dieser Férderungsaktion ist die Gruppe Agrar beim Amt der Tiroler Landesregierung
(=Foérderungsabwicklungsstelle) betraut.

Die jeweilige Kontrollstelle Gbernimmt die Rolle eines Sammlers und stellt dem/der Landwirt/Landwirtin
eine um den Zuschuss des Landes Tirol verminderte Rechnung aus.
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§ 7 Abwicklung

Die jeweilige Kontrollstelle stellt bei der Rechnungslegung an den/die Landwirt/in den Rechnungs-
betrag abziiglich des Zuschusses des Landes Tirol von den Kosten der Kontrolle in Rechnung.

Die an die Bio-Landwirtschaftsbetriebe gewahrten Zuschiisse bzw. Nachlasse werden von den Kon-
trollstellen in bestimmten mit der Férderungsabwicklungsstelle vereinbarten Zeitabstanden als Ge-
samtsumme unter Angabe der zu Grunde liegenden Anzahl der Bio-Landwirtschaftsbetriebe bei der
Forderungsabwicklungsstelle fiir die Auszahlung beantragt. Die Kontrollstellen (ilbernehmen bei der
Abwicklung die Rolle der Blindelung.

§ 8 Finanzierung

Die Beihilfen nach dieser Richtlinie werden ausschlielich aus Landesmitteln finanziert.

(2)

(2)

(3)

(4)
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§ 9 Kontrolle und Sanktionen

Die Forderungswerbenden sind verpflichtet, den Organen oder Beauftragten der Landesregierung
und des Landesrechnungshofes zur Uberpriifung der Richtigkeit des Ansuchens sowie der Verwen-
dung der gewahrten Forderung jederzeit die notwendigen Auskiinfte zu erteilen sowie Einsicht in
die Unterlagen und wahrend der Betriebszeit oder nach Vereinbarung Zutritt zu den Betriebsstat-
ten zu gewahren.

Wurden aufgrund von wissentlich unrichtigen oder wissentlich unvollstandigen Angaben und Hand-
lungen derer, die eine Férderung empfangen haben, diese Forderungen zu Unrecht bezogen, so ist
der Férderungsbetrag binnen einem Monat ab Feststellung dieser Tatsache zuriickzubezahlen.

§ 10 Schlussbestimmungen

Die Forderungswerbenden haben vor der erstmaligen Gewahrung der Beihilfe den folgenden Ver-
pflichtungen zuzustimmen.

Der/die Forderungswerber/in bestatigt mit der Antragstellung die Richtigkeit der Angaben und Ein-
haltung der Forderungsvoraussetzungen.

Alle bei der Abwicklung anfallenden die Forderwerbenden betreffenden personenbezogenen Daten
werden im Sinne der Bestimmungen des Datenschutzgesetzes automationsunterstiitzt verarbeitet
und kénnen den mit der Durchfiihrung und Kontrolle der ForderungsmalRnahme befassten Dienst-
stellen einschlieflich dem Landesrechnungshof und der Landwirtschaftskammer Tirol Gbermittelt
werden.

Der/die Férderungswerber/in gestattet die im § 9 angefiihrten KontrollmaBnahmen und bestétigt,
dass die Sanktionsmalinahmen zur Kenntnis genommen wurden.

Informationen zur weiteren Verarbeitung personenbezogener Daten

Nach § 3 Tiroler Férdertransparenzgesetz, LGBI. Nr. 149/2012 idgF, werden diese Landesférderun-
gen samt bestimmter personenbezogener Daten der jeweiligen Férdernehmenden in einer eigenen
digitalen Férder-Anwendung auf der Internetseite des Landes flr die Dauer von zwei Jahren verof-
fentlicht. Nach weiteren 5 Jahren werden diese Daten gel6scht.

Zur Wahrung der berechtigten Interessen des Landes Tirol, insbesondere zur Vermeidung von Dop-
pelférderungen, werden die im Rahmen der Forderungsabwicklung verarbeiteten personenbezo-
genen Daten gemal Art. 6 Abs. 1 lit. f DSGVO an die Transparenzdatenbank des Bundes ibermittelt.
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Es wird dartber hinaus darauf hingewiesen, dass im Rahmen von Gebarungsprifungen der Rech-
nungshof gemaR § 3 Rechnungshofgesetz, BGBI. Nr. 144/1948 idgF sowie der Landesrechnungshof
gemaR § 5 Tiroler Landesrechnungshofgesetz, LGBI. Nr. 18/2003 idgF, befugt sind, von allen ihrer
Prifzustandigkeit unterliegenden Dienststellen, Unternehmen, sonstigen Einrichtungen und
Rechtstragern alle erforderlich erscheinenden Auskiinfte und die Ubermittlung von Akten und sons-
tigen Unterlagen zu verlangen und in diese Einschau zu nehmen. Die Prifberichte des Rechnungs-
hofes bzw. des Landesrechnungshofes werden nach der parlamentarischen Behandlung veréffent-
licht.

Informationen Uber die Forderungsempfanger sind gemal Art. 9 Abs. 2 lit. ¢ der Verordnung (EU)
2022/2472 zu vertffentlichen. Die Veroffentlichungspflicht in der Beihilfentransparenzdatenbank
(Transparency Award Module TAM) gilt erst ab einer Férderungshéhe von mehr als € 10.000,-- fir
Beihilfen an Erzeuger im Bereich der landwirtschaftlichen Primarproduktion

(6) Auf die Gewahrung von Forderungen nach dieser Richtlinie besteht kein Rechtsanspruch.

(7) Far Streitigkeiten aus dem Férderungsverhaltnis gilt der Gerichtsstand Innsbruck.

Richtlinien Zuschuss Kontrollkosten Biobetriebe 2023 4



	Richtlinien gemäß § 9 des Tiroler Landwirtschaftsgesetzes, LGBl. Nr. 3/1975, zur Gewährung eines Zuschusses zu den Kontrollkosten für die Biobetriebe
	§ 1 Förderungsziel
	§ 2 Gegenstand der Förderung
	§ 3 Förderungswerbende
	§ 4 Förderungsvoraussetzungen
	§ 5 Art und Höhe der Förderung
	§ 6 Förderungsabwicklungsstelle
	§ 7 Abwicklung
	§ 8 Finanzierung
	§ 9 Kontrolle und Sanktionen
	§ 10 Schlussbestimmungen

